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Im Namen des Deutschen V o l k e s  

In der Strafsache gegen 5f"`] K , s.zt .in dieser 
Sache im Gerichtsgejangnts zu Re ichenberg in Untersuchungshaft, 
wegen schweren Rücäfalldiebstahls u.a. 

hat das Retchsger acht, }.s:rafsena:, in der Sitzung 
vom 21 .September 1942, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Retchsger tchtsrat .Dr.Hartung als vorsitzender 
sowie die Reíchsgeríchtsräte Dr.Froelích, 
Dr.Köllensperger, .Dr 1.Pawelka und Paul, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Retchsanwalt'Dr.Ktrohner, 

nach mündel scher ?erhandlung 1für Recht erkannt~ 
l . Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landge räıtes 

in R e z c h e n b e r g vom 16.Juni 1942 wird als unzulässig 
verworfen. Dem .Angeklagten werden die Kosten seines Rechtsmittels 
auferlegt. . 

2. Auf' die Revision der Staatsanwaltschaft hin wird das be= 
zeichnete Urteil im Strafausspruch, einschließlich der F%ststellun= 
gen, die ihm insoweit zu Grunde liegen, aufgehoben. .Die Suche wird 
in diesem Umfange zu neuer Verhandlung und Entscheidung on die Vor= 
Instanz eurückverwtesen. 

. Von wegen Rechts , 

Gründe 
1 .  Zur R e v i s i o n  das Angeklagten. 
a) D i e  Revtstonsbepründung - d i e  der Ver te id ige r  übrigens 

nicht unterschrieben, sondern Jedigl  ich auf der  ersten Se i te  m i t  
seinem Namenszeichen versehen hat g i b t  nur ( i n  der  •Ich*=Form) 

zu. 
- 
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die Auffassung des Angeklagten wieder, dessen Unterschrift (mit 
Schreibmaschine geschrieben) sie auch trägt; sie läßt daher nicht 
erkennen, ob der Verteidiger für ihren Inhalt die Verantwor tung 
übernimmt. Eine derartige Revisicnsbegründung entspricht nicht den 
Anforderungen, die die He ichsstrajprozeßordnung an diesen Versah= 
rensakt stellt; darauf sind die Rechtsanwälte in den sudetendeut= 
schon Gebieten ~schon mehrfach hingewiesen worden. 

b) Der Angeklagte hat in der Hauptverhandlung nach Verkün= 
dung des Ur teils ausdrücklich auf .Rechtsmittel verzichtet. 

Die Revision des Angeklagten tot daher als unzulässig zu vor= 
werfen. 

. 2. Dagegen ist die Revision der Staatsanumltschqft, die auf 
die Frage der Anwendbarkeit der §§ 200, 42e StGB - und damit auf 
den .$trqfiausspruch - beschränkt ist, begründet. 

Das Landgericht bezeichnet den Angeklagten als Gewohnheite- 
einbrecher, lehnt es aber . gleichwohl ab, gegen ihn die §5 200, 
42e StGB anzuwenden. ES meint, der Umstand, daß der Angeklagte nach 
dem Etnmarsche der deutschen Truppen in das Gebiet der Sowdetuníon, 
wo er sich damals aujhíelt, im Dienste der deutschen Feldgendarme= 
rie gestanden habe, rechtfertige' den schlug, daß er beabsichtige, 
,ein ›anständiger Mensch zu werden", und ergebe die Wahrscheinlich: 
zeit, daß er nach Verbüßung der zehnjährigeN Zuchthausstrafe nicht 
mehr rückfällig werde; ,es sei also nicht zu erwarten, dqß er in 
Zukunft den Rechtsfrieden noch erheblich stören werde"; die si: 
cherungsuerwahrung, .die die staatsanwal tschaft beantragt habe, seí 
abzulehnen, ,weil der Angeklagte kein gejährl tcher Gewohnhettsver= 
brecher Set und die äfifenıızene Sicherheit diese .Haßregel nicht 
erfordere". . 

. Diese Begründung reicht nicht aus, die Anwendbarkeit der 
§5 20a, 42e saus auszuschl testen. 

' 

. 

Die Feststellungen des, angejcchtenen Ur teils ergeben, dqß 
die äußeren Merkmale des Gewohnhettsverbrecherbegrifjes bei dem 
Angeklagten voll gegen. Bei der Prüfung, ob auch~ die inneren Berg. 
male gegeben seien, ist das Landgericht von unrichtigen rechtlichen 
Ges ichtspunkten ausgegangen. Es hätte dazu einer Gesamtwürdígung 
der persönl tchkett des Angeklagten bedurft, wie sie sich auf Grund 
setner'bisher gen Lebensführung und insbesondere seiner früheren 
und der jetzt abgeurteilten Straftaten, darstellt. Des weiteren 
hätte das Landgericht von der Sachlage aus, wie sie steh zur zei: 

• 

der 
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der Hauptverhandlung darstellte, prüfen müssen, ab 'von dem Ange= 
klagten auch in Zukunft erhebt Ache Rechtsbrüche zu erwarten seien. 

An einer derartigen umfassenden Würdigung laß: es das Landgericht 
fehlen. Vor allem ist in diesem zusammenhang ein näheres .Eingehen 
auf die zahlreichen schweren Straftaten zu vermissen, die den Ge= 
genstand des gegenwär eigen Strafverfahrens bilden. Sie lassen ein 

ganz ungewöhnl iches Haß verbrecherischer Tatkraft und Verwegenheit 
erkennen. Das Leben, das der Angeklagte seit seinem siebzehnten 
Lebensjahre bis zum Abschluese der hier fraglichen Straftaten ge: 
führ t hat, bildet eine ununterbrochene Kette erheblicher straftaten. 

Die - für die Verhältnisse in der ehemaligen Tschechoslowakei Su: 
meist ungewöhnl wichen hohen - Freihettsstrafen, die der Angeklagte 
erlitten hat, haben es, wie die späteren Straftaten erkennen lassen, 
nicht vermocht, ihn zu bessern; vielmehr hat sich seine verbreche- 
rische Betätigung - sowohl der Zahl als auch der Schwere der Taten 
nach - trotz der Bestrafungen immer mehr gesteiger t. 

Das Landgericht geht bei der .Prüfung, ob der Angeklagte ein 
gefährl tcher Gewohnheitsverbrecher und ob- die Sicherungsverwahrung 
gegen ihn anzuordnen sei, an allen diesen Tatsachen vorbei; es 
zieht lediglich in Betracht, daß der Angeklagte nach dem Etnmarsehe 
der deutschen Truppen in das Gebiet der Sowdetunion dort eine :eit: 
lang als Dolmetscher im Dienste der deutschen Feldgendarmer de 
gestohden habe. Dabei fehlt aber jede Würdigung nach §g§. Richtung, 
aus welchen Beweggründen sich der Angeklagte nach seiner Bucht aus 
der Heimat nach .Polen und der Sowjetunion begeben hat, was er dort 
in der Zwischenzeit getrieben und aus welchen Gründen er sich im 
.Dienste der deutschen Feldgendarmer de betätigt hat. .Das Landge= 
nicht fvlot, soweit diese Tätigkeit in Betracht kommt, anscheinend 
lediglich den eigenen Angaben des Angeklagten, ohne sich dajflr 
wirklich verläßl tche unterlagen zu verschaffen. 

Alle diese Engel der rechtlichen Würdigung müssen dazu .Kuh= 
ren, das Gngefochtene Urteil im „Strajausepruch aufzuheben. .Die ' r 

neue Verhandlung wird dem Landgericht .Gelegenheit geben, die Frage, 
ob der Angeklagte ein gefährlicher Gewohnheítıverbrecher ist und 
ob und welche StcherungSmqßnahmen geboten sind, eingehender als 
bisher zu prüfen. .Dabei wird auch zu erörtern sein, ob nicht der 
Angeklagte als für die Volxsgemetnschaft wertlos endgültig aus ihr 
auseuschetden .sein wird rh 1 Geset: vom 4.September 1941). .Der 
Oberreichsanwolt hat die 

'zur rückwirkenden Anwendung dieses Ge: 
. . setzes 
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.setzen er jorderl  Ache zustimmung (§ 6 DurchfVO vom 4.September 1941 
HGBI I S.58l) er t e i l t .  Das B i l d ,  das d i e  Feste tellungen des ange= 
juchtenen Ur t e i l s  von der  Persönl ichkei t  des Angeklagten b ie ten ,  
l eg t  es nahe, den Sachverhalt auch nach d i e s e r  Richtung zu prüfen. 

D i e  Entscheidung entspr i ch t  dem Antrage des oberreíchsan. 
wa l ten .  
g e h . :  Hartung Froel ich 

Dr.pawelka Paul 
Kell ensperger 
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